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Am Mittwoch, dem 31. Mai, wurde die Antifaschistin Lina E. zu mehr als 5 Jahren Haft verurteilt.
Weitere Angeklagte erhielten mehrjährige Haftstrafen. Das Urteil ist ein Hohn, der Prozess ein
politischer Schauprozess. Er soll mahnen und zeigen, wer hier die Oberhand hat und was passiert,
wenn man sich gegen die politische Rechte in Deutschland wehrt. Ähnlich rabiat wurde mit den
Solidaritätsprotesten verfahren: Die Versammlungsfreiheit wurde einfach mal so eingeschränkt.
Hunderte wurden gekesselt und werden nun des schweren Landfriedensbruchs beschuldigt. Handys
wurden eingesackt und obendrauf gab’s noch Polizeigewalt und Repression, die nicht für alle
kostenlos sein wird.

Die Frage der Selbstjustiz

Unter dem Hashtag #LinaE wurde tausendfach getwittert. Ganz vorne mit dabei: Liberale und
Bürgerliche wie Bundesjustizminister Marco Buschmann von der FDP, die uns erklären wollen, dass
rechte Gewalt ja schlimm ist, die „Selbstjustiz“ von Lina aber gar nicht gehe. Und da sind dann eben
solche Urteile gerecht. Dass die Verurteilung wesentlich auf der sog. „Kronzeugenregelung“ basiert,
die weniger der „Wahrheitsfindung“ dient, wohl aber Denunziation durch Interessen geleitete und
zweifelhafte Aussagen fördert, findet keine Erwähnung. Dass bei der Indizienlage das Prinzip „Im
Zweifel für die Angeklagte“ keine große Rolle gespielt hat, wird halt unter den Tisch gekehrt. Im
Verfahren reicht es mitunter, eine „weibliche“ Stimme zu haben, um als Täterin identifiziert zu
werden.

Doch darüber hinaus stößt etwas auf. Man möchte in die unendlichen Weiten des Internets schreien,
dass es alle Buchstaben durcheinanderwirbelt: Wer von Selbstjustiz gegen Faschist:innen redet,
aber von rechter Gewalt sowie dem Unwillen des deutschen Staates, diese zu verurteilen, schweigt,
sollte einfach mal die Fresse halten.

Was geschah, als der NSU mehr als 10 Menschen ermordet hat? Was war, als vor 2 Jahren der
Faschist einen Journalisten angegriffen hat? Was passierte in Hanau? Das war rechte Selbstjustiz
und der Spruch im Kopf hallt: „Wo, wo, wo wart ihr in Rostock? Wo, wo, wo wart ihr in Hanau?“

Wer also über Linas Selbstjustiz redet, aber sonst über rechte Gewalt schweigt, der macht klar, dass
migrantische Leben weniger wert sind. Macht klar, dass die Wohnungslosen, die angezündet
wurden, halt einfach Kollateralschäden sind. Wer glaubt, dass „linke“ Gewalt schlimmer ist als
rechte, legitimiert Gewalt und Tod von uns, die wir nicht ins Weltbild der Faschist:innen passen.
Und es ist auch irgendwo klar, warum gegen Lina E. gehetzt wird. Denn wer sich gegen rassistische
Gewalt wehrt, wehrt sich irgendwann auch gegen die, die der bürgerliche Staat tagtäglich in Form
von Abschiebungen, Arbeitsverboten, Racial Profiling und Armut ausübt. Und wo würden wir da nur
hinkommen, wenn man aufhören würde, in Hufeisenform zu denken? Man würde sehr schnell zur
Erkenntnis gelangen, dass der bürgerliche Staat schlichtweg wenig Interesse hat, rassistische
Morde und rechte Gewalt zu bekämpfen – weil er selber Rassismus reproduziert.

Antifa ist Handarbeit: Was braucht es?

Nein, die Perspektive sollte nicht sein, dass wir alle in den Baumarkt rennen und Hämmer kaufen.
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Sie kann auch nicht darin bestehen, dass für jede weitere Haftstrafe, die im Zusammenhang mit den
Tag-X-Protesten verhängt wird, noch mehr Sachschäden verursacht werden. Das hilft nicht gegen
die rechte Gewalt und auch nicht gegenüber der Ohnmacht, die viele von uns erleben. Die Wut in
Bahnen lenken, heißt, sich aktiv Gedanken zu machen, wie wir eine gesamtgesellschaftliche, eine
Klassenperspektive aufwerfen können gegenüber Faschist:innen und staatlicher Gewalt.

Wenn wir schlagkräftig auftreten wollen, dann reicht es nicht nur, wenn diejenigen stellvertretend
handeln, die sportlich, kräftig und mutig genug sind, Rechte in ihre Schranken zu weisen. Unsere
Aufgabe muss es sein, demokratisch organisierte Selbstverteidigungskomitees aufzubauen, die
flächendeckend agieren können. Das ist nur möglich, wenn es mit Rückhalt von breiteren Teilen der
Bevölkerung – und das heißt vor allem der Lohnarbeiter:innen – passiert. Denn Einzelaktivist:innen,
die machen natürlich einen Unterschied, können aber auf Dauer kein gesellschaftliches
Kräftemessen gewinnen. Denn man muss ja nicht nur gegen Rechte, sondern auch gegen den
bürgerlichen Staat kämpfen. Und vor allem heißt Antifaschismus und -rassismus, die Ursachen zu
bekämpfen, die sie immer wieder hervorbringen.

Deswegen müssen wir uns fragen: Wie kommen wir aus der Situation der Schwäche, wo rechte
Positionen spätestens seit 2015 salonfähig sind, heraus? Wie können wir die Debatte umdrehen und
aus der Defensive kommen?

Perspektive: 2 Kampagnen, ein Weg

Die Kunst liegt darin, Forderungen aufzustellen, die eine/n aus der Defensive bringen und
gleichzeitig unterschiedliche Kämpfe miteinander verbinden. Das bedeutet leider auch, dass man
sich anschauen muss, was die aktuelle politische Lage prägt. Ich hätte gerne eine Kampagne für
offene Grenzen, Staatsbürger:innenrechte für alle und Selbstverteidigungskomitees, weil dies schon
mehr als notwendig ist, als es 2014/2015 war, als die Proteste gegen die Festung Europa und gegen
die AfD noch Zehntausende auf die Straße gebracht haben, aber in Chemnitz Menschen von
Faschist:innen gejagt wurden. Ich hätte sie gerne, denn ich bin mit den Schulstreiks gegen
Rassismus politisiert worden, die in Solidarität mit den Geflüchteten des Oranienplatzes in Berlin
oder der Gerhart-Hauptmann-Schule stattfanden. Doch die politische Lage ist vom Rechtsruck
geprägt, aber nicht nur durch die zunehmende rechte Gewalt oder innere Militarisierung, sondern
die Inflation und den Krieg. Aber was heißt das in der Praxis?

1. Kampf gegen Krise ist ein Kampf für uns alle

Entgegen manch populistischer Ansichten muss, ja darf man Antirassismus nicht aussparen oder gar
explizit chauvinistische Hetze betreiben, um Leute für eine Bewegung zu begeistern. Für höhere
Löhne, gegen Aufrüstung und Waffenlieferungen – all das geht, ohne bei der AfD fischen gehen zu
müssen. Auf der anderen Seite darf man aber auch keine Angst haben und erst gar nicht zu Aktionen
gehen, weil ja Rechte da sein könnten. Rechtspopulist:innen und Faschist:innen kann man aus
Demos schmeißen und damit klar Stellung beziehen.

Darüber hinaus müssen wir beim Aufbau einer Antikriegs- und -krisenbewegung klar Stellung
beziehen: Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte sollten nicht nur für ukrainische
Geflüchtete gelten, sondern für alle, die fliehen müssen. Sei es, weil Kriege Länder verwüsten oder
die Inflation die Preise so hoch schießen lässt, dass man sich nichts mehr zu essen kaufen kann, oder
seien es andere Gründe zu fliehen. Wir ziehen keine Trennlinie. Auch nicht im Kampf dafür, dass
Löhne an die Inflation angepasst werden sollten. Bei Streiks oder sonstigen Protesten gegen die
Inflation müssen wir dafür eintreten, dass Geflüchtete in die Gewerkschaft eintreten können, von
unseren Kämpfen profitieren – und auch als Aktivist:innen eingebunden werden können. Nur wenn
wir so gemeinsame Kämpfe schaffen mit den Beschäftigten, Aktivist:innen und Geflüchteten können



wir existierende Vorurteile abbauen. Dabei machen es Klimaaktivist:innen vor, die zu den
Beschäftigten in Betriebe gehen und das Gespräch suchen. Denn im Rahmen von solchen
Bewegungen können Vollversammlungen an Schulen, Unis und in Betrieben stattfinden, wo wir in
Debatten gemeinsam Verbindungen eingehen können.

Darüber hinaus muss die Linke in Deutschland sich einer weiteren Frage annehmen:

2. Gemeinsamer Kampf für demokratische Rechte

Was haben die Letzte Generation, Lina E. und die Palästinaproteste gemeinsam? Sie alle sind einer
medialen Hetzkampagne sowie staatlicher Repression ausgesetzt worden. Die sonst so hochgelobten
demokratischen Grundrechte wurden eingeschränkt. Man möchte fragen: Und das ist die angebliche
Freiheit des Westens, die in Kiew verteidigt wird? Die Freiheit, die Klimaaktivist:innen in
Präventivhaft schickt und in der Münchner Innenstadt das Mitführen von Sekundenklebern
verbietet? Die Freiheit, die Antifaschist:innen zu 5 Jahren verurteilt, während Mithelfer:innen beim
NSU, die mehrere Menschen ermordet haben, weniger bekommen haben? Die Freiheit, die einfach
mal Tausend Menschen für rund 11 Stunden kesselt und versucht, politische Äußerungen zu
unterbinden?

Da wird klar: Tolle Freiheit, aber definitiv nicht unsere. Denn ob beim Kampf gegen
Umweltzerstörung, Faschismus oder die Interessen des deutschen Imperialismus: Sobald die eigene
Ansicht nicht mehr deckungsgleich mit der des bürgerlichen Staats ist, kann es für Aktvist:innen
unbequem werden. Das bedeutet für die Praxis: Die Verteidigung demokratischer Grundrechte wie
das Demonstrations- und Versammlungsrecht – oder im Falle der EVG das zu streiken – wird in
Zukunft eine größere und bedeutendere Rolle einnehmen. Und das heißt eben auch, dass man zwar
auf Gerichtsurteile warten kann – aber viel Hoffnung sollte nicht reingesteckt werden, sondern
vielmehr in den Willen, dass es auch Momente gibt, in denen sich Organisationen
zusammenschließen und absprechen müssen, um gewisse Grundrechte praktisch durchzusetzen.

Organisation statt Einzelkampf

Antifaschismus, Antirassismus und Antikapitalismus können nur erfolgreich sein, wenn sie Hand in
Hand gehen. Das heißt: Einzelkampagnen sind sinnvoll, um zu versuchen mehr Menschen zu
erreichen und die Kräfte für ein Ziel zu bündeln, aber letzten Endes braucht es eine Organisation,
die nicht nur unterschiedliche Kampagnen organisiert und dadurch miteinander verbindet, dass man
Kampagne X bei Kampagne Y vorstellt und sich dann dafür feiert. Doof in Zeiten der Krise der
Linkspartei und der radikalen Linken. Viele, die in den letzten Jahren aktiv gewesen sind, haben
eher das Gefühl bekommen, dass alles wegbricht (weil auch alles ein bisschen eingebrochen ist).
Statt also zu sagen, dass es weitergehen muss wie bisher (vielleicht mit ein bisschen mehr Methoden
wie Mapping oder mit weniger Inhalt, um sich nicht noch mehr zu streiten), braucht es innerhalb
der Linken eine politische und inhaltliche Diskussion darüber, was revolutionäre Klassenpolitik,
revolutionäres Programm, revolutionäre Organisation heute bedeuten und wie wir sie konzipieren
und aufbauen können. Es braucht, Mut neue Wege auszuprobieren, anstatt alte Fehler zu
wiederholen. Ansonsten fehlt die Kraft, obige Bewegungen zu schaffen und mehr Teile der
Bevölkerung anzusprechen.  Denn sowas fällt nicht vom Himmel oder passiert zur „richtigen Zeit“
von alleine, sondern wird auch durch Organisationen vorangetrieben und aufgebaut. Passiert das
nicht, bleiben Wut und Ohnmacht zurück – und ein Staat, der voranschreitet, seine Meinung
durchzusetzen, sowie eine Rechte, die immer aggressiver wird. Also lasst uns gemeinsam
vorwärtsgehen!


